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Wirtschaftsverbände: Kanton soll 

300 Stellen streichen

Die Aargauische Industrie- und 

Handelskammer, der Aargauische 

Gewerbeverband, der 

Hauseigentümerverband Aargau und 

die Aargauische Stiftung für Freiheit 

und Verantwortung in Politik und 

Wirtschaft fordern eine Sanierung des 

Staatshaushalts durch Einsparungen. 

«In der Zentralverwaltung sollen 300 

Stellen abgebaut werden, nachdem in 

den letzten Jahren über 800 neue 

Stellen geschaffen wurden», schreiben 

die Verbände. Hauptverursacher 

dieses Wachstums seien der 

Justizapparat, die soziale Wohlfahrt, 

das Bildungs- und Gesundheitswesen. 

Massnahmen, die zu zusätzlichen 

Einnahmen für den Kanton führen, 

lehnen die Verbände strikte ab. Damit 

könne das strukturelle Defizit nicht 

reduziert werden. Stattdessen soll laut 

den Wirtschaftsverbänden die 

Staatsquote, also der Anteil der kan-

tonalen Ausgaben an der 

wirtschaftlichen Gesamtleistung, 

gesenkt werden. «Die Staatsquote ist 

von 10,4 Prozent bis 2019 auf 9,6 

Prozent zu reduzieren», fordern sie. In 

den letzten Jahren seien die 

Staatsausgaben jährlich um 4 Prozent 

gestiegen – mehr als doppelt so stark 

wie die Wirtschaft mit knapp 2 

Prozent. (fh)
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Sparen in der Verwaltung: Die SVP erhöht den Druck 
auf die Regierung

Eine Umfrage der az bei den Parteien zeigt: Im Grossen Rat könnte sich am ehesten eine Mehrheit für Sparen 

bei der kantonalen Verwaltung finden lassen.

Quelle: Keystone 

Nach dem Aargauer Volks-Nein zum Sparpaket will SVP-Präsident Thomas Burgherr das mögliche 

Sparpotenzial in der Verwaltung ausloten. Und er verlangt einen Inländervorrang beim Aargauer 

Staatspersonal. von Mathias Küng
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Wie weiter nach dem Nein des Volkes zur 17-Millionen-Sparpaket-Vorlage? Eine Umfrage der az bei den Parteien 

hat gezeigt, dass sich im Grossen Rat am ehesten eine Mehrheit für Sparen bei der kantonalen Verwaltung finden 

könnte. Für neue Einnahmen zeigen die Bürgerlichen kein Musikgehör.

Jetzt will SVP-Präsident und Grossrat Thomas Burgherr mit einer 

Interpellation, die er heute einreicht, den Druck auf die Regierung weiter 

erhöhen. Er verlangt mit 12 Fragen detailliertest Auskunft über die bisherige 

Entwicklung. So will er wissen, wie sich die Anzahl Angestellte des Kantons 

und der Gemeinden in den letzten acht Jahren entwickelt hat, aufgeteilt nach 

Departementen und Politikbereichen.

Schliesslich will er wissen, wie sich die Kosten für das Staatspersonal und 

besonders auch auf den Kaderpositionen entwickelt haben. Weiter, in welchem 

Verhältnis diese Entwicklungen zum Bruttoinlandsprodukt des Kantons 

Aargaus und zu den entsprechenden Löhnen in der Privatwirtschaft stehen?

Das ist aber noch lange nicht alles. Burgherr will auch wissen, wie viele 

Akademiker auf der kantonalen Lohnliste stehen und in welchem Verhältnis 

die Sozial- und Zusatzleistungen des Staatspersonals zur Privatwirtschaft 

stehen? Wie viele Prozente der neu geschaffenen Stellen im Aargau (insgesamt) 

in den letzten acht Jahren entfallen auf Staatsstellen und staatsnahe 

Institutionen?

Ruf nach Inländervorrang

Burgherr fragt weiter, wie viele Ausländer für den Kanton, die Gemeinden des 

Kantons und staatsnahe Institutionen arbeiten und wie viele davon 

Grenzgänger sind. Er will in der Ausländerfrage aber auch wissen, wie viele 

Schweizer Bewerber es für diese Stellen gab. Schliesslich interessiert Burgherr, 

welche gesetzlichen Anpassungen nötig wären, um beim Staatspersonal im 

Aargau einen Inländervorrang durchzusetzen.

Auch 55,2 Prozent der Aargauer Stimmenden hätten die SVP-

Masseneinwanderungsinitiative gutgeheissen, begründet der SVP-Präsident. 

Die eigenständige Steuerung der Zuwanderung durch Kontingente und 

Inländervorrang sei durch die Mehrheit von Volk und Ständen legitimiert 

inzwischen Teil unserer Bundesverfassung. Burgherr: «Daher ist es nur logisch, dass der Aargau diesem Prinzip 

gerecht wird und Inländer gegenüber Ausländern bevorzugt.»
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